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Textgegenüberstellung 
 geltende Fassung: vorgeschlagene Fassung:  

§ 4. Asylgesetz 1997 § 4. Asylgesetz 1997 
(1) … (1) … 
(2) Schutz im sicheren Drittstaat besteht für Fremde, wenn ihnen in einem 

Staat, in dem sie nicht gemäß § 57 Abs. 1 oder 2 FrG bedroht sind, ein Verfah-
ren zur Einräumung der Rechtsstellung eines Flüchtlings nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention offensteht, sie während dieses Verfahrens in diesem 
Staat zum Aufenthalt berechtigt sind und wenn sie dort Schutz vor Abschie-
bung in den Herkunftsstaat – auch im Wege über andere Staaten – haben, so-
fern sie in diesem gemäß § 57 Abs. 1 oder 2 FrG bedroht sind. Dasselbe gilt 
bei gleichem Schutz vor Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
für Staaten, die in einem Verfahren zur Einräumung der Rechtsstellung eines 
Flüchtlings nach der Genfer Flüchtlingskonvention bereits eine Entscheidung 
getroffen haben. 

(2) Schutz im sicheren Drittstaat besteht für Fremde, wenn ihnen in einem 
Staat, in dem sie nicht gemäß § 57 Abs. 1 oder 2 FrG bedroht sind, ein Verfah-
ren zur Einräumung der Rechtsstellung eines Flüchtlings nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention offensteht oder im Wege über andere Staaten gesichert 
ist (Asylverfahren), sie während dieses Verfahrens in diesem Staat zum Auf-
enthalt berechtigt sind und wenn sie dort Schutz vor Abschiebung in den Her-
kunftsstaat – auch im Wege über andere Staaten – haben, sofern sie in diesem 
gemäß § 57 Abs. 1 oder 2 FrG bedroht sind. Dasselbe gilt bei gleichem Schutz 
vor Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung für Staaten, die in 
einem Verfahren zur Einräumung der Rechtsstellung eines Flüchtlings nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention bereits eine Entscheidung getroffen haben. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 19. Asylgesetz 1997 § 19. Asylgesetz 1997 
(1) und (2) … (1) und (2) … 
(3) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung ist Asylwerbern, denen die vor-

läufige Aufenthaltsberechtigung zukommt, von Amts wegen zu bescheinigen. 
Der Bundesminister für Inneres hat mit Verordnung das Aussehen der Be-
scheinigung festzulegen. Die Bescheinigung ist mit einer Gültigkeitsdauer von 
höchstens drei Monaten zu versehen, die jeweils um höchstens drei Monate 
verlängert werden darf. 

(3) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung ist Asylwerbern, denen die vor-
läufige Aufenthaltsberechtigung zukommt, von Amts wegen zu bescheinigen. 
Der Bundesminister für Inneres hat mit Verordnung das Aussehen der Be-
scheinigung festzulegen. 

(4) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung endet, wenn das Asylverfahren 
eingestellt oder rechtskräftig abgeschlossen ist. Die Bescheinigung ist dann 
vom Bundesasylamt oder von der Fremdenpolizeibehörde einzuziehen. 

(4) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung endet, wenn das Asylverfahren 
eingestellt oder rechtskräftig abgeschlossen ist. Die Bescheinigung ist dann 
vom Bundesasylamt oder von der Fremdenpolizeibehörde einzuziehen. Die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, solche Beschei-
nigungen abzunehmen. Diese sind unverzüglich – im Wege jener Fremdenpo-
lizeibehörde erster Instanz, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Organ 
eingeschritten ist – dem Bundesasylamt vorzulegen. 

§ 25. Asylgesetz 1997 § 25. Asylgesetz 1997 
(1) Fremde, die das 19. Lebensjahr vollendet haben, sind in Verfahren nach 

diesem Bundesgesetz handlungsfähig. 
(1) Volljährige Fremde sind in Verfahren nach diesem Bundesgesetz hand-

lungsfähig. Für den Eintritt der Volljährigkeit nach diesem Bundesgesetz ist 
ungeachtet der Staatsangehörigkeit des Fremden österreichisches Recht maß-
geblich (§ 21 ABGB). 

(2) und (3)… (2) und (3) … 
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